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SEEBRÜCKE Schweiz lanciert neue Webseite  

Über dreissig politische Vorstösse fordern aktuell in der Schweiz, Geflüchtete aufzunehmen - sie 
richten sich an solidarische Städte und Gemeinden, an Kantone oder direkt an den Bund. Auf der 
politischen Landkarte der neuen Webseite von SEEBRÜCKE Schweiz www.seebrücke.ch werden alle 
gegenwärtigen Vorstösse überschaubar dargestellt. Die Visualisierung verdeutlicht die breite 
Abstützung der Forderungen und ermöglicht eine bessere Vernetzung der Akteure. 

Die SEEBRÜCKE Schweiz setzt sich für ein allgemeines und humanitäres Recht auf Migration ein. Sie will 
eine Gesellschaft schaffen, in der die Solidarität nicht an Ländergrenzen aufhört und die sich öffentlich 
gegen eine Kriminalisierung der Seenotrettung auf dem Mittelmeer einsetzt. Aus diesem Grund fordert 
SEEBRÜCKE Schweiz von Städten, Kantonen und dem Bund, dass sie sich solidarisch mit Menschen auf 
der Flucht erklären. Die interaktive Karte auf der Webseite der SEEBRÜCKE Schweiz präsentiert inhaltliche 
Forderungen, Berichterstattungen, den Verlauf und den aktuellen Stand aller hängigen Vorstösse zu diesem 
Thema und ermöglicht dadurch eine koordinierte Vernetzung aller Akteure. Eindrücklich zeigt diese Karte 
auch, dass sowohl Zivilgesellschaft als auch Politiker*innen unterschiedlicher Parteien hinter diesen 
Forderungen stehen. 

SEEBRÜCKE Schweiz fordert konkret, dass sich die Schweiz aktiv an der Seenotrettung beteiligt und eine 
rasche Aufnahme von aus Seenot geretteten Menschen ermöglicht. In der vergangenen Woche wurden 278 
Menschen von NGOs aus Seenot gerettet - hier bietet sich wieder eine Chance für die Schweiz, sich an 
einer fairen Verteilung der Menschen in Europa zu beteiligen und dazu beizutragen, dass ihnen das 
Menschenrecht auf ein Asylverfahren gewährt wird. 

Ebenso dringlich ist aus Sicht der SEEBRÜCKE Schweiz die Evakuierung der überfüllten griechischen 
Lager, die in den vergangenen Monaten thematisch in den Mittelpunkt gerückt waren. Am Dienstag hat der 
Nationalrat die Motion “Aufnahme von Flüchtlingen aus Griechenland sowie Reform des Dublin-Abkommens” 
angenommen - ein erster Schritt in die richtige Richtung. 

In den letzten Wochen haben die Reaktionen auf den Tod von George Floyd deutlich gemacht, dass die 
westliche Welt ein schwerwiegendes Rassismusproblem hat. Tief in den gesellschaftlichen Strukturen 
verankert, spiegelt es sich deutlich in der Situation auf dem Mittelmeer oder in den Lagern an den 
europäischen Aussengrenzen wider. Wären es weisse Europäer*innen, welche zu Tausenden im Mittelmeer 
ertrinken, hätte die europäische Gemeinschaft längst alles daran gesetzt, diese zu retten und die Ursachen 
zu bekämpfen. Black Lives Matter! Auch auf dem Mittelmeer! 
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